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Leitsätze:

1.
Wer auftragsbasiert den Interessen Dritter durch strategische
Beratung und andere Dienstleistungen der
Öffentlichkeitsarbeit zum Zwecke einer öffentlichen
Meinungsbildung im Sinne der Auftragsgeber dient und dabei
auch Mittel, Methoden und Ausdrucksformen mit
journalistisch-redaktionellem Anschein verwendet, kann sich
nicht auf das Grundrecht der Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1
Satz 2 GG) berufen.

2.
Presseethische Grundsätze können auch als freiwillige
Selbstverpflichtung in Form eines Pressekodex für die
Bestimmung des Schutzbereichs der Pressefreiheit relevant
sein.

3.
Eine juristische Person, die ihren Sitz außerhalb der
Europäischen Union hat, kann sich nicht auf Art. 5 Abs. 1 GG
berufen.

 
Tenor:

1. Der Antrag wird abgelehnt.    Die Antragstellerin trägt die Kosten
des Verfahrens.

http://www.nrwe.de


2. Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,00 Euro
festgesetzt.

 
G r ü n d e

Der sinngemäße Antrag der Antragstellerin,

der Antragsgegnerin im Wege einstweiliger Anordnung aufzugeben, innerhalb von 14 Tagen
die gesamte Öffentlichkeitsarbeit mit den Twitter-Accounts @BMG_Bund und „Account-
Adresse01“ für ihren Twitter-Account „Account-Adresse02“ zugänglich zu machen,

hat keinen Erfolg. Gemäß § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO kann das Gericht eine einstweilige
Anordnung zur Regelung eines vorläufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges
Rechtsverhältnis erlassen, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden
Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu
verhindern oder aus anderen Gründen nötig erscheint. Der Antragsteller muss zum einen als
Anordnungsanspruch glaubhaft machen, dass das behauptete subjektive Recht besteht; zum
anderen muss er als Anordnungsgrund die Dringlichkeit gerichtlichen Rechtsschutzes wegen
einer drohenden Gefahr für die Rechtsausübung glaubhaft machen (§ 123 Abs. 3 VwGO,
§ 920 Abs. 2 ZPO). Ist der Antrag – wie vorliegend – auf eine Vorwegnahme der Hauptsache
gerichtet, so sind an die Glaubhaftmachung von Anordnungsgrund und Anordnungsanspruch
erhöhte Anforderungen zu stellen. Der Erlass einer einstweiligen Anordnung kommt dann nur
in Betracht, wenn ein Obsiegen des Antragstellers in der Hauptsache bei summarischer
Prüfung überwiegend wahrscheinlich ist und dem Antragsteller ohne den Erlass einer
einstweiligen Anordnung schwere und unzumutbare Nachteile entstünden, die auch bei
einem späteren Erfolg in der Hauptsache nicht mehr beseitigt werden könnten.

Vgl. VG Köln, Beschluss vom 19.04.2007 – 6 L 213/07 –, juris, Rn. 24.

Die Antragstellerin hat weder einen Anordnungsanspruch noch einen Anordnungsgrund
glaubhaft gemacht.

Es ist kein Anordnungsanspruch in Form einer Rechtsposition ersichtlich, die auf Art. 5
Abs. 1, Art. 19 Abs. 3 GG gestützt werden kann.

Gegen einen presserechtlichen Informationsanspruch (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG),

vgl. dazu: VG Köln, Beschluss vom 22.08.2022 – 6 L 978/22 –, juris, Rn. 23 m. w. N.,

spricht bereits, dass die Antragstellerin keine Presse im Sinne des verfassungsunmittelbaren
Informationsanspruchs ist. Publizistisch tätig, d. h. Vertreter der Presse, ist nur, wer deren
Funktion wahrnimmt. Ob der erforderliche Funktionsbezug vorliegt, hängt von den jeweiligen
Umständen des Einzelfalls ab; das schließt typisierende Bewertungen nicht aus. Der Schutz
der Pressefreiheit knüpft nach Maßgabe des weiten und formalen Pressebegriffs an das
Substrat einer Publikation in gedruckter oder digitalisierter und zur Verbreitung geeigneter
und bestimmter Form an. Darüber hinaus wird in inhaltlicher Hinsicht vorausgesetzt, dass die
Publikation am Kommunikationsprozess zur Ermöglichung freier individueller und öffentlicher
Meinungsbildung teilnimmt. Dies ist ohne weiteres regelmäßig nur bei Presseunternehmen
wie etwa Zeitungs- oder Zeitschriftenverlagen gerechtfertigt. Entsprechendes gilt für
Journalisten und Redakteure, deren Berufsbild ebenfalls von der Wahrnehmung dieser
Aufgabe geprägt wird. Bei anderen Unternehmen fehlt es an einer vergleichbar eindeutigen
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Verknüpfung zwischen Tätigkeit und publizistischem Zweck. In diesen Fällen bedarf daher
näherer Prüfung, ob der erforderliche Funktionsbezug vorliegt. Insoweit ist darauf
abzustellen, welche Tätigkeit das Unternehmen prägt und wofür die begehrten Informationen
verwendet werden (sollen). Der Informationsanspruch knüpft an die Wahrnehmung der
öffentlichen Aufgabe der Presse an. Dieser verfassungsrechtlich begründete Funktionsbezug
verhindert ein zweckwidriges Ausufern des Kreises der Anspruchsberechtigten. Es ist daher
jedenfalls zu verlangen, dass das journalistisch-redaktionell aufbereitete Angebot nach Inhalt
und Verbreitungsart dazu bestimmt und geeignet ist, zur öffentlichen Kommunikation und
Meinungsbildung beizutragen.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 21.03.2019 – 7 C 26.17 –, juris, Rn. 24 ff. m. w. N.

An diesen Voraussetzungen fehlt es hier. Die Antragstellerin dient auftragsbasiert privaten
Interessen oder auch Interessen von öffentlichen Trägern durch strategische Beratung und
andere Dienstleistungen der Öffentlichkeitsarbeit zum Zwecke einer öffentlichen
Meinungsbildung im Sinne der Auftragsgeber. Dazu verwendet sie möglicherweise auch
Mittel, Methoden und Ausdrucksformen mit journalistisch-redaktionellem Anschein, die jedoch
bereits aufgrund der Auftragsmotivation presseethischen Grundsätzen zuwiderlaufen, welche
auch als freiwillige Selbstverpflichtung in Form von Pressekodices für die Bestimmung des
Schutzbereichs der Pressefreiheit relevant sind.

Vgl. dazu: BVerwG, Urteil vom 13.10.2020 – 2 C 41.18 –, juris, Rn. 42; OVG NRW,
Beschluss vom 27. 06.2012 – 5 B 1463/11 –, juris, Rn. 47; VG Saarland, Urteil vom
12.10.2006 – 1 K 64/05 –, juris, Rn. 60 ff.

In Ziffer 6. der Publizistischen Grundsätze (Pressekodex) des Deutschen Presserates in der
Fassung vom 11.11.2019,

abrufbar auf www.presserat.de/pressekodex.html,

heißt es: „Journalisten und Verleger üben keine Tätigkeiten aus, die die Glaubwürdigkeit der
Presse in Frage stellen könnten.“ Laut Ziffer 7. gebietet die Verantwortung der Presse
gegenüber der Öffentlichkeit, dass redaktionelle Veröffentlichungen nicht durch private oder
geschäftliche Interessen Dritter oder durch persönliche wirtschaftliche Interessen der
Journalistinnen und Journalisten beeinflusst werden.

Im Übrigen nehmen auch nach der „Erklärung der Pflichten und Rechte der Journalistinnen
und Journalisten“ im Journalistenkodex des Schweizer Presserates in der Fassung vom
05.06.2008,

abrufbar unter www.presserat.ch/journalistenkodex/erklaerung,

Journalistinnen und Journalisten weder Vorteile noch Versprechungen an, die geeignet sind,
ihre berufliche Unabhängigkeit und die Äußerung ihrer persönlichen Meinung einzuschränken
(Ziffer 9). Sie vermeiden in ihrer beruflichen Tätigkeit als Journalistinnen und Journalisten
jede Form von kommerzieller Werbung und akzeptieren keinerlei Bedingungen von Seiten
der Inserentinnen und Inserenten (Ziffer 10). Sie nehmen journalistische Weisungen nur von
den hierfür als verantwortlich bezeichneten Mitgliedern ihrer Redaktion entgegen, und
akzeptieren sie nur dann, wenn diese zur Erklärung der Pflichten der Journalistinnen und
Journalisten nicht im Gegensatz stehen (Ziffer 10).
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Die Antragstellerin trägt vor, „ein Redaktionsbüro für die Belieferung von deutschsprachigen
Medien mit tagesaktuellen Inhalten“ zu betreiben. Ihr Geschäftsführer ist ausweislich des in
Kopie vorgelegten Presseausweises ein in der Schweiz akkreditierter Journalist. Auf ihrer
Internetseite „Internetadresse wurde entfernt“ bewirbt die Antragstellerin sich als „content
creation company“ folgendermaßen:

„[…]“

Ausweislich der Eintragung im Handelsregister des Kantons B.         B1.            ,

abrufbar unter: „Internetadresse wurde entfernt“

ist der Gesellschaftszweck der Antragstellerin wie folgt bestimmt:

„[…]“

Ein von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG geschützter Funktionsbezug zur Ermöglichung freier
individueller und öffentlicher Meinungsbildung durch ein journalistisch-redaktionell
aufbereitetes Angebot ist angesichts der gewerblichen Förderung der Eigeninteressen Dritter
zu verneinen. Das Fehlen eines solchen Funktionsbezugs zeigt sich auch daran, dass die
Antragstellerin als juristische Person kein eigenes Medium im presserechtlichen Sinne,
sondern „corporate publishing“ für ihre Kunden in anderen „Medienkanälen“ betreibt. Das
materielle Grundrecht der Pressefreiheit schützt Marketing und Lobbyismus auch dann nicht,
wenn diese in journalistischen Erscheinungsformen betrieben werden.

Darüber hinaus steht einem presserechtlichen Anspruch wie auch einem auf Art. 5 Abs. 1
Satz 1 GG gestützten Informationsfreiheitsanspruch der Antragstellerin entgegen, dass sie
als ausländische juristische Person nicht grundrechtsberechtigt ist. Träger von Grundrechten
sind in erster Linie natürliche Personen. Darüber hinaus gelten die Grundrechte gemäß
Art. 19 Abs. 3 GG auch für inländische juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen nach
auf diese anwendbar sind. Ausländische juristische Personen können sich dagegen nicht auf
materielle Grundrechte berufen. Wortlaut und Sinn von Art. 19 Abs. 3 GG verbieten eine
ausdehnende Auslegung auf ausländische juristische Personen im Hinblick auf materielle
Grundrechte; die Staatsangehörigkeit der hinter der juristischen Person stehenden
natürlichen Personen ist dabei unerheblich. Eine Ausnahme bilden nur ausländische
juristische Personen, die ihren Sitz in der Europäischen Union haben. Auf diese juristischen
Personen ist die Grundrechtsberechtigung zu erstrecken, wenn ein hinreichender
Inlandsbezug besteht, der die Geltung der Grundrechte in gleicher Weise wie für inländische
juristische Personen geboten erscheinen lässt.

Vgl. BVerfG, Beschluss vom 27.06.2018 – 2 BvR 1287/17 –, juris, Rn. 26 ff. m. w. N.; BFH,
Beschluss vom 24.01.2001 – I R 81/99 –, juris, Rn. 8 f.

Die Antragstellerin ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung im Sinne der Art. 772 - 827
des schweizerischen Obligationenrechts mit Sitz in C.      (Kanton B.         B1.            ) sowie
weiteren Niederlassungen in C1.    (Kanton A.   ) und in A1.      Die Schweizerische
Eidgenossenschaft ist nicht Mitglied der Europäischen Union. Eine Erstreckung der
Grundrechtsberechtigung auf schweizerische juristische Personen ergibt sich auch nicht
aufgrund eines bilateralen Vertrages zwischen der Schweiz und der Bundesrepublik
Deutschland oder der Europäischen Union.

Vgl. dazu: BFH, Urteil vom 08.08.2013 – V R 3/11 –, juris, Rn. 38.
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Unabhängig von der Frage eines Anordnungsanspruchs ist auch kein Anordnungsgrund
glaubhaft gemacht. Ein Anordnungsgrund für den Erlass einer einstweiligen Anordnung, die
wie hier auf die Vorwegnahme der Hauptsache gerichtet ist, besteht nur dann, wenn dem
Antragsteller ohne deren Erlass schwere und unzumutbare Nachteile drohen, die nachträglich
durch die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr beseitigt werden können.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 17.01.2018 – 13 C 59/17 –, juris, Rn. 2 m. w. N.

Derartige Nachteile hat die Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht. Es ist ihr auch ohne die
begehrte Anordnung möglich, als Abonnentin („Follower“) des Twitter-Accounts des
Bundesministeriums für Gesundheit (im Folgenden: Bundesministerium) von denjenigen
Nachrichten („Tweets“) des Twitter-Accounts „Account-Adresse01“, die das
Bundesministerium auf seinem Account @BMG_Bund mit Followern teilt („Retweets“), in
zumutbarer Weise Kenntnis zu nehmen. Wenn die Antragsgegnerin auf ihrem eigenen
Account Nachrichten des Twitter-Profils „Account-Adresse01“ mit Abonnenten teilt, wird die
Antragstellerin davon unmittelbar in Kenntnis gesetzt. Zwar kann die Antragstellerin den
Inhalt dieser Retweets nicht unmittelbar auf dem Account der Antragsgegnerin lesen, weil sie
– die Antragstellerin – vom Nutzer des Accounts „Account-Adresse01“ blockiert worden ist.
Allerdings ist es ihr ohne weiteres möglich, im Falle eines solchen Retweets den Inhalt der
Twitter-Nachricht auf der Internetseite „Internetadresse wurde entfernt“ nachzulesen, auf der
der Twitter-Feed des Accounts „Account-Adresse01“ eingebettet ist. Es ist weder substantiiert
vorgetragen noch sonst ersichtlich, warum ihr trotz dieser Möglichkeit schwere und
unzumutbare Nachteile drohen, die nicht mehr nachträglich durch eine Entscheidung in der
Hauptsache beseitigt werden könnten.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 1, § 52 Abs. 2 GKG. Das Gericht hat
wegen der Vorwegnahme der Hauptsache von der Halbierung des in der Hauptsache
festzusetzenden Auffangstreitwertes abgesehen.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen Ziffer 1 dieses Beschlusses kann innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe
schriftlich bei dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, Beschwerde
eingelegt werden.

Die Beschwerdefrist wird auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb der Frist schriftlich
bei dem Oberverwaltungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen, Aegidiikirchplatz 5,
48143 Münster, eingeht.

Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu
begründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt worden
ist, bei dem Oberverwaltungsgericht schriftlich einzureichen. Sie muss einen bestimmten
Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung abzuändern oder
aufzuheben ist und sich mit der angefochtenen Entscheidung auseinander setzen.

Auf die ab dem 1. Januar 2022 unter anderem für Rechtsanwälte, Behörden und juristische
Personen des öffentlichen Rechts geltende Pflicht zur Übermittlung von Schriftstücken als
elektronisches Dokument nach Maßgabe der §§ 55a, 55d Verwaltungsgerichtsordnung –
VwGO – und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-

31

32

33

34

35

36

37

38

39

40



Rechtsverkehr-Verordnung – ERVV) wird hingewiesen.

Im Beschwerdeverfahren müssen sich die Beteiligten durch Prozessbevollmächtigte vertreten
lassen; dies gilt auch für die Einlegung der Beschwerde und für die Begründung. Als
Prozessbevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen oder
staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt besitzen, für Behörden und juristische Personen
des öffentlichen Rechts auch eigene Beschäftigte oder Beschäftigte anderer Behörden oder
juristischer Personen des öffentlichen Rechts mit Befähigung zum Richteramt zugelassen.
Darüber hinaus sind die in § 67 Abs. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung im Übrigen
bezeichneten ihnen kraft Gesetzes gleichgestellten Personen zugelassen.

Gegen Ziffer 2 dieses Beschlusses kann innerhalb von sechs Monaten, nachdem die
Entscheidung in der Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig
erledigt hat, Beschwerde eingelegt werden. Ist der Streitwert später als einen Monat vor
Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach
Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschwerde ist schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bei
dem Verwaltungsgericht Köln, Appellhofplatz, 50667 Köln, einzulegen.

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstandes 200 Euro
übersteigt.

Die Beschwerdeschrift sollte zweifach eingereicht werden. Im Fall der Einreichung eines
elektronischen Dokuments bedarf es keiner Abschriften.

Leitsätze:

1. Wer auftragsbasiert den Interessen Dritter durch strategische Beratung und andere
Dienstleistungen der Öffentlichkeitsarbeit zum Zwecke einer öffentlichen Meinungsbildung im
Sinne der Auftragsgeber dient und dabei auch Mittel, Methoden und Ausdrucksformen mit
journalistisch-redaktionellem Anschein verwendet, kann sich nicht auf das Grundrecht der
Pressefreiheit (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG) berufen.

2. Presseethische Grundsätze können auch als freiwillige Selbstverpflichtung in Form eines
Pressekodex für die Bestimmung des Schutzbereichs der Pressefreiheit relevant sein.

3. Eine juristische Person, die ihren Sitz außerhalb der Europäischen Union hat, kann sich
nicht auf Art. 5 Abs. 1 GG berufen.
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